
 
 

 
 

 

 

Meta Smart Glasses in der Kritik – zu Recht? 
 

Am 30.7.2026 titelt Tagesschau.de: „Hamburger Datenschutzbeauftragter: Verbot von 

Meta Smart Glasses möglich“ https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/smart-

glasses-verbot-100.html. Der Meta-Konzern steht mit seinem Smart Glasses-Produkt in 

der Kritik. Nachdem vergleichbare Produkte (Google Glasses) sich am Markt nicht 

durchsetzen konnten, ist Meta seit 2023 mit seinen stylischen Smart Glasses auf Basis 

von Ray Ban-Modellen, die inzwischen millionenfach verkauft wurden, erfolgreich. 

Diese Brillen können weit mehr, als Sehschwächen auszugleichen oder die Sonne 

abzuschirmen. Über eingebaute Lautsprecher lässt sich Musik hören, 6 Mikrofone und 

eine 12-MP-Kamera mit 3K-Auflösung mit 8 Stunden Akkulaufzeit machen aus den 

Brillen digitale Tools. Mithilfe der Kamera können via KI beispielsweise Texte aus 

fremden Sprachen übersetzt werden, was Touristen gerne nutzen. Eingesetzt werden 

Smart Glasses häufig auch von Sehbehinderten, die sich die Umgebung akustisch 

beschreiben lassen und Menschen mit altersbedingtem Hörverlust, welche die 

Mikrofon-Lautsprecher-Kombination mit Filterfunktion einsetzen, um den jeweiligen 

Gesprächspartner aus den Hintergrundgeräuschen hervorzuheben. Auch die KI-Live-

Übersetzungen funktioniert offenbar ansprechend. All das funktioniert per 

Sprachsteuerung oder durch Berührung des Brillengestells. Und der Vorteil gegenüber 

Smartphones, die abgesehen vom optischen Nutzen der Brille alle diese Fähigkeiten 

auch bereitstellen, besteht in der freihändigen Nutzbarkeit der Smart Glasses. 

Zunehmend werden Smart Glasses deswegen auch beruflich eingesetzt. Erste 

Handwerker nutzen sie, um bei laufender Arbeit Anleitungen abzurufen oder sich mit 

Kollegen abzustimmen, ohne die Hände frei machen zu müssen. In Logistik, Wartung 

und technischem Service ermöglichen sie Fernunterstützung, bei der sogar ein Experte 

aus der Ferne mitsehen und anleiten kann.  

Auf mögliche Kritik am Kameraeinsatz mit Aufnahmemöglichkeit hat sich Meta 

vorbereitet und bietet eine in diesem Segment bislang neue Besonderheit: eine LED-



 
 

Lampe leuchtet am Brillenrand bei jeder Foto- oder Videoaufnahme automatisch auf, 

damit werden jedenfalls bei einem präsenten Gegenüber heimliche Aufnahmen 

verhindert. Dieses Feature hat Meta durch weitere technische Maßnahmen abgesichert, 

es kann vom Nutzer nicht deaktiviert werden. Wer etwa durch Abdecken der LED-

Lampe heimlich filmen möchte, verliert seine Aufnahmemöglichkeit, eine 

Manipulationserkennung deaktiviert die Kamera. 

 

Doch speziell die Meta Glasses stehen in der Kritik: Der Hamburger 

Datenschutzbeauftragte Thomas Fuchs setzte Ende Juni eine Pressemitteilung 

(https://datenschutz-hamburg.de/news/privatsphaere-gilt-auch-im-freibad-digitales-

spannen-ist-nicht-erlaubt) ab, die gut in die heiße Jahreszeit hineinzupassen schien: 

„Privatsphäre gilt auch im Freibad: Digitales Spannen ist nicht erlaubt!“ Darin 

berichtete der HambBfDI, seine Behörde erhalte „Hinweise insbesondere von Frauen, 

die heimlich gefilmt oder fotografiert werden. Dies geschieht nicht nur durch 

Mobiltelefone, sondern auch durch neue Geräte mit integrierter Kamerafunktion, wie 

etwa Smart Glasses, die unbemerkte Aufnahmen noch unauffälliger ermöglichen. Die 

aufgenommenen Fotos und Filme werden anschließend häufig über soziale Medien 

verbreitet. Hier sind alle gefragt, aufmerksam zu sein, einzugreifen und Unterstützung 

zu holen.“ Im Rahmen seiner Aufgabe, die Öffentlichkeit über die (Datenschutz-) 

Rechtslage aufzuklären und für dieses Thema zu sensibilisieren erklärte der HambBfDI: 

„Grundsätzlich gilt: Es ist nicht erlaubt, andere Menschen gezielt ohne ihre Zustimmung 

zu fotografieren oder zu filmen. Erst recht dürfen solche Aufnahmen nicht ins Internet 

gestellt werden. Das Recht auf Privatsphäre gilt auch im öffentlichen Raum.“ Thomas 

Fuchs: „Die klare Botschaft ist: Niemand muss hinnehmen, ohne Zustimmung gefilmt 

oder fotografiert zu werden. Das gilt natürlich auch im Freibad oder am Badesee. Solche 

Aufnahmen sind fast immer rechtswidrig. Neue Produkte wie Smart Glasses machen es 

digitalen Spannern leichter.“ Und um den Opfern heimlichen Fotografierens oder 

Filmens die letzten Zweifel zu nehmen, fügt die Aufsichtsbehörde hinzu: „Scheuen Sie 

sich nicht, dafür auch den Polizeinotruf 110 zu wählen.“ 

 

Auffällig ist zudem, was in der Debatte gar nicht vorkommt: Die Kamera der Smart 

Glasses hat eine feste Brennweite und keinen optischen Zoom. Aufnahmen sind damit 

technisch auf den unmittelbaren Nahbereich beschränkt, also genau auf jene Distanz, in 

der die Aufnahme-LED für Umstehende sichtbar ist. Moderne Smartphones dagegen 



 
 

verfügen über Teleobjektive mit fünffachem optischen und bis zu hundertfachem 

digitalem Zoom. Damit lassen sich Personen über hunderte Meter Entfernung in hoher 

Auflösung aufnehmen, ohne dass diese eine Möglichkeit haben, das Gerät überhaupt zu 

bemerken. 

 

Das jetzt vom HmbBfDI ins Spiel gebrachte Produktverbot ist angesichts der weiten 

Verbreitung von Aufnahmemöglichkeiten – wer hat denn kein Smartphone mit Kamera 

in seiner Hosentasche? – ein scharfes Geschütz, allerdings nicht aus dem Hause 

Datenschutz, sondern des Telekommunikationsrechts. Nach § 8 des 

Telekommunikation-Digitale-Dienste-Datenschutz-Gesetz (TDDDG) ist der Besitz und 

auch der Verkauf von Aufnahmegeräten, die als Alltagsgegenstände getarnt sind, in 

Deutschland verboten. Dazu zählen etwa Kinderpuppen mit Kameraaugen oder 

Kugelschreiber mit „Spionagetools“. Solche „Telekommunikationsanlagen“, „die ihrer 

Form nach einen anderen Gegenstand vortäuschen oder die mit Gegenständen des 

täglichen Gebrauchs verkleidet sind und aufgrund dieser Umstände oder aufgrund ihrer 

Funktionsweise in besonderer Weise geeignet und dazu bestimmt sind, das nicht 

öffentlich gesprochene Wort eines anderen von diesem unbemerkt abzuhören oder das 

Bild eines anderen von diesem unbemerkt aufzunehmen“ können demnach von der 

dafür zuständigen Bundesnetzagentur vom Markt genommen werden. Dies steht aber 

nicht zu erwarten, da die BNetzA im Dezember 2023 bereits erklärte: „Smarte Brillen 

sind verboten, wenn keine optischen Warnzeichen oder akustischen Signale ausreichend 

auf Fotografieren oder Filmen aufmerksam machen. Nur wenn die Aufnahmesituation 

für Dritte erkennbar ist, ist die Privatsphäre der umgebenen Personen gewährleistet.“ 

(https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/202312

06_smarteprodukte.html). Und nach Angabe von Meta lagen der BNetzA ihre Smart 

Glasses bereits 2023 zur Prüfung vor; danach wurden das LED-Licht mitsamt der 

Manipulationserkennung, welche die Kamera deaktiviert, wenn die LED verdeckt wird, 

als ausreichend im Sinne von § 8 TDDDG bewertet. 

 

Alles andere erschiene auch aus der Zeit gefallen, denn inzwischen sind wir umgeben 

von digitalen Angeboten, die sich als TK-Anlagen beschreiben lassen, die „mit 

Gegenständen des täglichen Gebrauchs verkleidet“ sind: Unsere Kfz sind mit 

Dutzenden Kameras und Mikrofonen ausgestattet, selbst die Türklingel verfügt über 

Kamera und Mikrofon, die Helmkamera und die Dashcam sind überall im Einsatz – und 



 
 

natürlich unsere Telefone und Smartwatches mit Kamera und Mikrofonen. Diese 

Integration digitaler Tools in Gebrauchsgegenstände des Alltags ist demnach 

keineswegs eine „heimliche Ausspähmaßnahme“, sondern ebenso modernes wie 

beliebtes nutzerorientiertes Industriedesign. By the way: Keines dieser inzwischen 

alltäglichen Produkte verfügt über ein eigenständiges Hinweissystem (LED-Licht) wie 

die hier betrachteten Brillen. 

 

Insgesamt scheint die Rechtslage dieser Vielfalt moderner Digitalprodukte kaum noch 

gewachsen: Zwar ist die heimliche Audio-Aufnahme strafrechtlich verboten (§ 201 

StGB Verletzung Vertraulichkeit des Wortes; strafbar ist, wer das nichtöffentlich 

gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger ((sic!)) aufnimmt). Eine 

entsprechende Strafvorschrift für heimliche Foto- oder Filmaufnahmen existiert jedoch 

nicht, diese Strafbarkeitslücke hat die Bundesjustizministerin im April ins Visier 

genommen und einen Gesetzentwurf „Gegen digitale Gewalt“ vorgelegt, der die 

Verletzung der Intimsphäre durch Bildaufnahmen unter Strafe stellt. Aber noch ist 

selbst das heimliche Filmen an sich nicht strafbar. 

 

Auch datenschutzrechtlich ist die Nutzung von Smart Glasses weniger klar geregelt als 

man meinen sollte. Zwar berichtet der HambBfDI, dass seine Behörde die Brillen 

ausführlich getestet habe, sein Prüfbericht ist allerdings noch nicht veröffentlicht. Fuchs 

sagt aber schon jetzt: Das Aufnehmen von Personen mit den Meta Glasses verstoße 

eindeutig gegen das Datenschutzrecht. 

Das dürfte spannend werden. Denn natürlich ist jedes Fotografieren oder Filmen von 

Personen mit einer Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten verbunden; schon die 

Aussage, dass dies „nur mit Einwilligung zulässig“ sei, dürfte aber nicht zutreffen. Denn 

der einschlägige Art. 6 DSGVO sieht zum einen neben der Einwilligung noch weitere 

Verarbeitungsgrundlagen vor, etwa ein überwiegendes Interesse des Fotografen (Art. 6 

Abs. 1 lit. f DSGVO), der die Bilder etwa für sein privates, nicht online zugängliches 

Archiv nutzen möchte.  

Zudem ist alles andere als klar, dass die DSGVO in solchen Fällen des Kameraeinsatzes 

durch Privatpersonen überhaupt anwendbar ist. Hier gibt es die sog. Haushaltsausnahme 

des Art. 2 Abs. 2 lit. c DSGVO für persönliche oder familiäre Datenverarbeitungen – 

und dazu zählte man bislang das nicht gewerbliche Fotografieren in der Öffentlichkeit. 



 
 

Hier werden in nächster Zeit tiefergehende Untersuchungen zur Reichweite der 

Haushaltsausnahme – auch aus dem Hause wida – nötig sein. 

 

Nun sind Smart Glasses regelmäßig mit dem Internet vernetzt und können Daten 

austauschen, auch zur Nutzung oder zum Training von KI. Aber diese Fragestellungen 

dürfen mit dem reinen Fotografieren nicht in einen Topf geworfen werden. Zudem hilft 

dem Fotografen das Kunsturheber-Gesetz aus dem Jahre 1907 (so modern ist 

Deutschland!). Danach bedarf die Verbreitung des Bildnisses einer lebenden Person 

zwar nur mit deren Einwilligung (§ 22 KUG) geschehen, § 23 KUG sieht allerdings 

einige Erleichterungen vor, wenn Personen der Zeitgeschichte oder als bloßes Beiwerk 

fotografiert werden, wenn sie Teil einer größeren Gruppe sind oder es um 

Kunstfotografie geht. Eindeutig ist da also zunächst einmal wenig. 

 

Zudem ist für die mit den Meta Glasses angefertigten Bilder keineswegs Meta rechtlich 

verantwortlich, sondern alleine der Nutzer der Smart Glasses. Ein generelles Verbot der 

Brillen von Meta steht also auch hiernach nicht an. Das ist auch schon deswegen nicht 

zu erwarten, weil die DSGVO „technologieneutral“ reguliert (vgl. Erwägungsgrund 15 

der DSGVO), also nicht auf Produkte und Technologien, sondern auf Verarbeitungen 

(also Nutzungen) abzielt. 

 

Schließlich fällt bei der aktuellen Debatte auf, dass Datenschützer anders als gute 

Schuster hier selten „bei ihren Leisten bleiben“, also gerne mal Zuständigkeiten (vgl. 

TDDDG, das von der BNetzA vollzogen wird; für Meta ist übrigens die irische 

Datenschutzaufsicht zuständig) und Argumente aufrufen, für die sie nicht berufen sind: 

Wenn etwa Aufnahmen in der Öffentlichkeit als „Eindringen in die Privatsphäre“ oder 

gar „Verletzung der Intimsphäre“ angeprangert werden, dann verwenden Datenschützer 

Vokabular aus dem Bereich des sog. Allgemeinen Persönlichkeitsrechts (APR), das als 

zivilrechtliche wehrfähige Rechtsposition ausgestaltet ist und zu dem etwa das „Recht 

am eigenen Bild“ oder das „Recht am eigenen Wort“ zählt. Das APR ist nur wenig älter 

als das informationelles Selbstbestimmungsrecht (iSB) vulgo Datenschutz, noch das 

Reichsgericht hatte es als „modernistisch“ verworfen und erst der Bundesgerichtshof 

leitete es 1954 unmittelbar aus der Verfassung ab. Das APR ist – wie sein US-

amerikanisches Vorbild, das „right to be let alone“ des 4. Zusatzartikels der Verfassung 

der Vereinigten Staaten – räumlich konzipiert: Wie konzentrische Kreise legt sich das 



 
 

APR um jeden einzelnen Menschen und schützt dessen Intimsphäre, seine Privatsphäre 

und die Sozialsphäre im Rahmen eines gestuften Schutzmodells. Die Intimsphäre 

umfasst einen Kernbereich privater Lebensgestaltung (alles, wofür wir uns schämen) 

und schützt diesen mit höchster Intensität, die Privatsphäre umfasst den persönlichen 

Lebensbereich als räumlichen Rückzugsort (my home is my castle) und auch in der 

Sozialsphäre kann das Individuum noch den Respekt der anderen vor seiner 

persönlichen Ehre verlangen und seinen sozialen Geltungsanspruch einfordern. An das 

APR haben wir uns in den letzten 70 Jahren gewöhnt, das Wort vom „Schutz der 

Privatsphäre“ geht gut über die Lippen. Aber was hat dies nun mit dem Datenschutz zu 

tun? Die Antwort lautet: Nichts.  

Historisch gesehen mögen APR und iSB gemeinsame Wurzeln haben, rechtlich sind sie 

klar zu unterscheiden: Während das APR die Freiheit des Einzelnen betrifft, eine 

eigenständige Persönlichkeit zu entwerfen, zu leben und weiterzuentwickeln – kurz: 

eine Persönlichkeit zu sein – gewährt das iSB das Recht, Einfluss auf personenbezogene 

Daten zu nehmen, welche das eigene Persönlichkeits-„Bild“ prägen. Das iSB schützt 

also personenbezogene Daten (pbD), und zwar völlig unabhängig davon, ob diese Daten 

„wertvoll“, „intim“, „persönlich“ oder „belanglos“ sind. Das macht unseren 

Datenschutz manchmal schwer verständlich, etwa wenn „Allerweltsdaten“ geschützt 

werden oder pbD, die wir selbst ins Internet gestellt haben, trotzdem der DSGVO 

unterfallen. Und da können wir Datenschützer manchmal der Versuchung nicht 

widerstehen, gerade dem „breiten Publikum“ gegenüber vom „Schutz der Privatsphäre“ 

zu sprechen, weil das einfacher ist und bessere Resonanz verspricht, als das 

hochabstrakte Schutzkonzept des Datenschutzes (Wir schützen personenbezogene 

Daten, weil sie das Potenzial haben, Abbilder unserer Persönlichkeit zu sein und uns 

berechenbar und manipulierbar machen können). Natürlich schützt der Datenschutz am 

Ende auch jeden einzelnen Menschen – aber er tut es auf eine technisch-abstrakte Weise, 

die nicht immer sofort verstanden und akzeptiert wird.  

Und er unterscheidet sich wesentlich vom APR: Es gibt keinen „post-mortalen“ 

Datenschutz, er schützt (anders als das APR) auch vor bagatellhaften 

Beeinträchtigungen weit im Vorfeld einer Persönlichkeitsverletzung (sagt selbst der 

EuGH zu Art. 82 DSGVO) und … zu seiner Unterstützung sind staatliche 

Aufsichtsbehörden und betriebliche wie behördliche Datenschützer berufen – aber nicht 

zur Durchsetzung des APR. Diese zivilrechtlichen Positionen sind nicht den staatlichen 

Datenschutzbehörden anvertraut, sie dürfen für deren Durchsetzung insbesondere nicht 



 
 

ihre hoheitlichen Befugnisse einsetzen; damit würden sie sich außerhalb ihrer 

gesetzlichen Aufgaben und Befugnisse bewegen. Hier haben ausschließlich die 

ordentlichen Gerichte das letzte Wort und hier stehen sich – anders als im Bereich des 

Datenschutzes, wo sich jeder Betroffene von den Datenschützern kostenfrei 

sensibilisieren, beraten und unterstützen lassen kann – der (angeblich) Verletzte und der 

(mutmaßlich) Verletzende auf Augenhöhe gegenüber, mit schwerwiegenden Vortrags- 

und Beweislasten des klagenden Verletzten.  

Wer als Datenschützer hier zugunsten der „Privatsphäre“ eines Betroffenen eingreift, 

entgrenzt den Datenschutz und leistet ihm keinen guten Dienst, denn er sorgt für weitere 

Angriffsfläche auf unser geschätztes Grundrecht. 

Hier haben also die ordentliche Gerichte das letzte Wort – und die haben sich zu Smart 

Glasses bislang nicht grundsätzlich negativ geäußert.  

Warum sollten sie auch? 

 

Dr. Stefan Brink, 12.8.2026 


